
— für ein sonstiges Verfahren, wenn die Klage bzw. 
der Antrag vor Beginn der mündlichen Verhand- 
lung/6/ zurückgenommen wird;

— für eine gerichtliche Einigung außerhalb eines an­
hängigen Verfahrens (§ 47 ZPO);

— für eine innerhalb eines anhängigen Verfahrens ab­
geschlossene Einigung, soweit sie über den Verfah­
rensgegenstand hinausgeh t/7/;

— für einen außerhalb eines anhängigen Verfahrens 
gestellten Antrag auf Erlaß einer einstweiligen An­
ordnung (§ 16 ZPO) oder einen Antrag auf Beweis­
sicherung (§19 ZPO), der zurückgenommen wird;

— für einen Vollstreckungsantrag (§§ 86 Abs. 1, 91 ZPO), 
der vor Tätigwerden des Sekretärs/8/ zurückgenom­
men oder durch freiwillige Erfüllung des Anspruchs 
gegenstandslos wird;

— für eine Beschwerde (§§ 158, 159 ZPO), der stattge­
geben wurde.

2. Eine halbe Gebühr wird erhoben
— für eine Klage, die durch Beschluß als offensichtlich 

unbegründet (§ 28 Abs. 3 ZPO) oder als unzulässig 
(§§31 Abs. 2, 77 Abs. 5 und 169 Abs. 4 ZPO) abge­
wiesen wird;

— für ein Verfahren, das durch Einigung oder auf an­
dere Weise (z. B. durch Rücknahme der Klage nach 
mündlicher Verhandlung) beendet wird/9/;

— für ein außerhalb eines anhängigen Rechtsstreits be­
antragtes Verfahren auf Erlaß einer einstweiligen 
Anordnung oder zur Beweissicherung;

— für die Vollstreckung/10/;
— für eine Berufung, die vor der mündlichen Verhand­

lung zurückgenommen oder durch Beschluß abge­
wiesen wird;

— für eine Beschwerde, soweit sie keinen Erfolg hatte.

3. Die volle Gebühr wird erhoben
— für ein durch Urteil oder durch eine andere Sach­

entscheidung (Beschluß) beendetes Verfahren;
— für das Berufungsverfahren, soweit nicht wegen der 

Zurücknahme der Berufung oder ihrer Abweisung 
durch Beschluß nur eine halbe Gebühr entstanden 
ist;

— für die Gesamtvollstreckung bei Überschuldung oder 
Zahlungsunfähigkeit des Schuldners (§ 16 Abs. 1 Ges- 
VollstrVO).

Bei der Gebührenberechnung sind einige Besonderhei­
ten zu beachten, die sich daraus ergeben können, daß 
sich die Klage hinsichtlich eines Teilanspruchs vor Be­
endigung des gesamten Verfahrens erledigt. Auch eine 
teilweise Erledigung vor einer Streitentscheidung ist 
durch eine Gebührenermäßigung zu stimulieren. Wird 
die Klage vor Beginn der mündlichen Verhandlung 
hinsichtlich einies Teilanspruchs zurückgenommen, dann 
entsteht insoweit keine Gebühr; die Gerichtsgebühr 
wird nur nach dem Wert des Anspruchs erhoben, der 
Gegenstand des Verfahrens bleibt. Wird in diesem Fall 
eine Gebührenwertfestsetzung erforderlich, ist nur der 
Wert des restlichen Anspruchs als Gebühren wert fest­
zusetzen.

/6/ Die mündliche Verhandlung hat begonnen, wenn das 
Gericht in die Erörterung des Sachverhalts eingetreten ist (vgl. 
§ 45 Abs. 1 ZPO).
/7/ Vgl. Fragen und Antworten, NJ 1976 S. 211.
/8/ Unter „Tätigwerden“ ist j e d e auf die Einleitung der Voll­
streckung gerichtete Handlung des Sekretärs — mit Ausnahme 
einer Aufforderung zur Vorauszahlung der Gerichtsgebühr - 
zu verstehen.
/9/ Die halbe Gebühr ist auch zu erheben, wenn in ednem 
Aufgebotsverfahren der Antrag nach Erlaß des Aufgebots zu­
rückgenommen wird, weil dadurch das Verfahren „auf andere 
Weise“ beendet wird.
/10/ Vgl. auch § 27 Grundstvollstrvo und § 9 Aba 4 Justiz- 
kostenordnung.

Erledigt sich ein Teil der Klage durch eine gerichtliche 
Einigung oder auf andere Weise, insbesondere durch 
Klagerücknahme nach Beginn der mündlichen Verhand­
lung, dann sind eine halbe Gerichtsgebühr nach dem 
Wert des gesamten Klageanspruchs und die restliche 
halbe Gebühr nach dem Wert des streitig gebliebenen 
Teilanspruchs zu berechnen./ll/

Die Pflicht zur Vorauszahlung der Gerichtskosten

Die Prozeßpartei, die eine Klage oder einen Antrag 
einreicht, eine Berufung oder eine Beschwerde einlegt, 
ist zur Vorauszahlung der entsprechenden Gerichtsge­
bühr verpflichtet, soweit nicht Gerichtsgebührenfrei­
heit besteht. Eine Vorauszahlungspflicht besteht auch 
dann nicht, wenn Garantie- oder Schadenersatzansprü­
che geltend gemacht werden (§ 169 Abs. 1 und 2 ZPO). 
Die Gebühr ist bei Einreichung des Antrags fällig. Ist 
die Vorauszahlung nicht gleich in voller Höhe möglich, 
kann das Gericht Ratenzahlungen gestatten. Es soll eine 
mündliche Verhandlung nicht durchführen, bevor nicht 
mindestens die Hälfte der Gebühr eingezahlt ist (§ 169 
Abs. 3 ZPO).
Das Gericht kann von den Prozeßparteien auch Vor­
schüsse für notwendige Auslagen fordern, und zwar 
von derjenigen Prozeßpartei, die die Auslagen veran­
laßt. Wird der Auslagenvorschuß vom Verklagten (An­
tragsgegner) gefordert, dürfen gerichtliche Maßnahmen 
(z. B. Beweiserhebungen) nicht von der Vorschußzah­
lung abhängig gemacht werden. Dem Kläger (Antrag­
steller) können zur Einzahlung von Auslagenvorschüs­
sen wie zur Vorauszahlung der Gerichtsgebühr Fristen 
gesetzt werden. Zahlt er innerhalb der ihm gesetzten 
Frist den geforderten Kostenvorschuß nicht, kann das 
Gericht die Klage (den Antrag) durch Beschluß zurück­
weisen (§ 169 Abs. 3 und 4 ZPO).
Zu beachten ist, daß die Aufnahme einer Klage oder 
eines Antrags durch die Rechtsantragstelle des Kreis­
gerichts und die Durchführung der Aussöhnungsver­
handlung in einer Ehesache nicht von der Einzahlung 
eines Gerichtskostenvorschusses abhängig gemacht wer­
den dürfen.
Der Staatsanwalt und das Organ der Jugendhilfe sind 
als Prozeßpartei von der Kostenzahlung generell be­
freit (§ 173 Abs. 4 ZPO); für sie kann daher auch keine 
Vorauszahlungspflicht bestehen.
Einem Kläger (Antragsteller), der zur Kostenvoraus­
zahlung nicht in der Lage ist, kann auf Antrag durch 
unanfechtbaren Beschluß- Befreiung von der Voraus­
zahlung spf licht bewilligt werden, wenn seine beabsich­
tigte Rechtsverfolgung nicht offensichtlich unbegründet 
ist./12/ Unter diesen Voraussetzungen kann dem Kläger 
auf Kosten des Staatshaushalts auch ein Rechtsanwalt 
beigeordnet werden (§ 170 Abs. 1 ZPO). Ebenso kann 
einem mittellosen Verklagten ein Rechtsanwalt beige­
ordnet werden, wenn seine Rechtsverteidigung nicht 
offensichtlich unbegründet erscheint. Ein Rechtsanwalt 
soll einer Prozeßpartei dann beigeordnet werden, wenn 
das zur Wahrnehmung ihrer Rechte erforderlich ist. Die

/II/ In einem Eheverfahren mit einem Gebührenwert von 
6 000 M (§ 172 Abs. 2 Ziff. 1 ZPO), in dem die Vermögensausein- 
andersetzung mit einem Gebührenwert von 12 000 M (§ 172 Abs. 1 
Ziff. 3 ZPO) beantragt ist, wären z. B. bei einer Einigung über 
die Vermögensauseinandersetzung und bei ednem Urteil über 
die Ehescheidung eine halbe Gerichtsgebühr nach dem Wert 
der Vermögensauseinandersetzung (höherer Wert gemäß § 172 
Abs. 3 ZPO) und die weitere halbe Gebühr nach dem Wert der 
eigentlichen Ehesache zu erheben.
112/ Bei offensichtlicher Unbegründetheit der beabsichtigten 
Rechtsverfolgung können sowohl die Klage als auch der Antrag 
auf Befreiung von der Vorauszahlungspflicht durch Beschluß 
zurückgewiesen werden (vgl. § 28 Abs. 3 ZPO). Es kann aber 
auch nur der Antrag auf Befreiung von der Vorauszahlüngs- 
pflicht durch beschwerdefähigen Beschluß zurückgewiesen 
werden.
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